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Ausfertigung

Aktenzeichen:
14 W 67811
50 184/08 LG Trier

Oberlandesgericht
•	 Koblenz

Beschluss

In Sachen

Inge H. McDermaid, 400 Wedge Court, Mount AJry, MD 21771, USA, Vereinigte Staaten
- Beklagte und Beschwerdeführerin -

Prozessbevollmächtigte: 	 Rechtsanwälte Papenmeier & Zähner
Puschkinstraße68, 04838 Eilenburg

gegen

SES Schlutius Eulitz Schrader, vertreten durch den Gesellschafter Prof.Dr. Wolfgang Burandt,
Spitalerstraße 4, 20095 Hamburg

- Klägerin und Beschwerdegegnerin -

Prozessbevollmächtigte: 	 Rechtsanwälte SKW Schwarz
Ferdinandstraße 3, 20095 Hamburg

wegen Honorarforderung
hier: sofortige Beschwerde gegen KFB
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hat der 14. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Koblenz durch den Richter am Oberlandesge-
richt Goebel als Einzelrichter am 22.11.2010 beschlossen:

1.
Auf die sofortige Beschwerde der Beklagten gegen den Kostenfestsetzungsbe-
schluss des Landgerichtes Trier vom 09.08.2010 (5 0 184/08) werden die von der
Klägerin an die Beklagte zu erstattenden Kosten auf

4.681,31 EUR

nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz
seitdem 09.08.2010 festgesetzt.

Im Übrigen wird die Beschwerde zurückgewiesen.

2.
Die Kosten des Beschwerdeverfahrens werden der Klägerin auferlegt.

3.
Der Beschwerdewert wird auf 3.762,25 EUR (28,00 EUR + 3.734,25 EUR) festge-
setzt.

Gründe:

Die zulässige sofortige Beschwerde ist hinsichtlich der Absetzung der Kopierkosten unbegründet,
im Übrigen begründet. Der Beklagten steht ein um 3.734,25 EUR erhöhter Erstattungsbetrag zu.

1.Kopierkosten

Weder die Darlegungen im Kostenfestsetzungsantrag und den nachfolgenden Schriften noch
das Beschwerdevorbringen begründen eine Erstattungsfähigkeit von 70 (weiteren) Kopien. Es ist
nicht ersichtlich unter welcher Nummer und Buchstaben der W 7000 RVG der Bevollmächtigte
die Erstattungsfähigkeit begründet haben will.

Die Gerichtsakte selbst umfasst bis zur Streitwertfestsetzung überhaupt nur 174 Seiten. Die Er-
forderlichkeit von insgesamt 170 Kopien, erschließt sich danach nicht. Darauf hat die Rechtspfle-
gehn in der angefochtenen Entscheidung hingewiesen ("Keine der Ausnahmen der W 7000 RVG
ist erfüllt"). Die Beschwerdebegründung hat dem nichts Stichhaltiges entgegengesetzt.

2.Reisekosten der Partei

Zutreffend geht die Beklagte davon aus, dass der Senat in ständiger Rechtsprechung die Reise-
kosten einer Partei für erstattungsfähig erachtet. Der Grund für diese Auffassung liegt darin, dass
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der Grundsatz der Mündlichkeit in einer Gerichtsverhandlung mit Rede und Gegenrede seine urei-
genste Ausprägung findet und der Partei auch im Anwaltsprozess auf Antrag das Wort zu erteilen
ist ( 137 Abs. 4 ZPO). Die persönliche Anwesenheit der Partei ist vor dem Hintergrund der Ver-
pflichtung des Gerichts, über die Güteverhandlung ( 278 Abs. 2 ZPO) hinaus in jeder Lage des
Verfahrens auf eine gütliche Beilegung des Rechtsstreits hinzuwirken ( 278 Abs. 1 ZPO), und
der materiellen Prozessleitungspflicht des Gerichts, die sich insbesondere durch die Ausübung
des Fragerechts in der mündlichen Verhandlung verwirklicht ( 279 Abs. 3, 139 ZPO), aus Grün-
den der Prozessökonomie vielfach sachgemäß und zielführend. Schlichtungsbemühungen des
Gerichts und die erschöpfende Wahrnehmung der richterlichen Aufklärungs- und Hinweispflicht
gelingen nicht selten am ehesten, wenn das Gericht unmittelbar mit den Parteien das Streitver-
hältnis und das Für und Wider einer einvernehmlichen Lösung in der mündlichen Verhandlung er-
örtert. Darauf muss sich auch eine Partei einstellen, die eine ausländische Partei im Wege der
Klage in Anspruch nimmt. Sie muss die Grundsätze bei der Betrachtung ihres Prozesskostennsi-
kos einbeziehen.

Mit diesen Grundsätzen sind aber zugleich die Grenzen der Erstattungsfähigkeit beschrieben.
Ausnahmsweise kommt mithin eine Erstattung der Reisekosten nicht in Betracht, wenn eine güt-
liche Einigung von vorneherein ausscheidet, ein Aufklärungsbedürfnis des Gerichtes nicht ersicht-
lich ist, weil nur Rechtsfragen zu beantworten sind und auch aus sonstigen Gesichtspunkten eine
Teilnahme gänzlich untunlich erscheint. Diese Ausnahmen sind vorliegend allerdings entgegen
der Auffassung des Landgerichtes nicht gegeben.

Auch wenn die Klägerin vorträgt, dass vorgenchtliche Bemühungen um eine gütliche Einigung ge-
scheitert sind, hat das Landgericht sowohl für den ursprünglichen Termin am 13.01.2010 als
auch für die beiden hier betroffenen Termine am 15.04. und am 17.06.2010 zur Güteverhandlung
geladen (BI. 129, ‚ 138 und 149 GA). Die Beklagte hat mit dem Schriftsatz vom 09.12.2009 ange-
kündigt, zum Termin zur Güteverhandlung und mündlichen Verhandlung persönlich erscheinen
zu wollen (BI. 133 ff. GA). Dabei hat sie auf den weiten Anreiseweg, ihre besonderen Beschwer-
lichkeiten und weiteren Aufwand hingewiesen. Gleichzeitig hat sie ausgeführt, dass sie an den
Terminen teilnehmen möchte, um zur Aufklärung des umfangreichen Sachverhaltes beizutragen.
Dem haben weder das Gericht noch die Klägerin widersprochen. Im Gegenteil: Das Landgericht
hat gerade vor dem Hintergrund des Wunsches der Beklagten den ursprünglichen Termin vom
13.01. auf den 15.04.2010 verlegt. Die Beklagte durfte deshalb davon ausgehen, dass ihre Teil-
nahme auch aus Sicht des Landgerichtes eine sachgerechte Ausübung ihrer Parteirechte dar-
stellt. Es steht der Rechtspflegerin im Kostenfestsetzungsverfahren deshalb nicht zu die Teil-
nahme als rechtsmißbräuchlich zu qualifizieren.

Dass die Teilnahme an dem Termin einer Kosten-Nutzen-Relation nicht entspricht, vermag der
Senat nicht festzustellen. Die Bedeutung des Rechtssache darf nicht alleine am Streitwert ge-
messen werden. Die Bedeutung bestimmt sich auch nach dem lnforrnations- und Aufklärungsbe-
dürfnis des Gerichtes sowie der . Notwendigkeit der Wahrnehmung von Parteirechten. Vorliegend
war ein Gesellschafter der Klägerin zur persönlichen Anhörung sowie ein Zeuge zu den streitent-
scheidenden Fragen geladen. Es war deshalb für die Beklagte von einer anerkennenswerten Be-
deutung, an dem Termin teilzunehmen, um auch ihrerseits zur Aufklärung beizutragen, damit die
prozessuale Waffengleichheit herzustellen und ihr Fragerecht vor dem Hintergrund des eigenen
Wissens sachgerecht ausüben zu können.

‚

Die Höhe der Kosten sind in ihrer Notwendigkeit und Angemessenheit nicht in Zweifel gezogen
worden, so dass es keiner weiteren Ausführungen bedarf.
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3. Nebenentscheidungen

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97, 91, 92 ZPO.

Goebel
Richter am Oberlandesgericht

Ausgefertigt:

o

(Linster), Justizh 7uptsekretärin
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als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
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